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Aufhebung einer Teilfläche aus dem Landschaftsschutzgebiet (JHQ), Mön-
chengladbach, gem. §73 Satz 2 LG NW 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die unbebauten Freiflächen der Konversionsfläche JHQ in Mönchengladbach, die vor ca. 40 Jahren als Land-
schaftsschutzgebiete festgesetzt wurden, sollen aus wichtigen Gründen des öffentlichen Interesses gem. §73 Satz 
1 LG NW aus dem Landschaftsschutz entlassen werden. Als Grund wird die Absicht des Landes NW genannt, am 
Rande der fraglichen Flächen eine Erstaufnahmeeinrichtung für Asylbewerber einzurichten.  

Im Namen und mit Vollmacht des BUND-Landesverbandes nehmen wir zum o.g. Vorgang wie folgt Stellung: 

Die gesetzliche Grundlage zur Festsetzung eines Gebietes als Landschaftsschutzgebiet (§26 BNatSchG) beinhaltet 
das Erfordernis  eines besonderen Schutzes, um z.B. die Entwicklung oder Wiederherstellung der Leistungs- und 
Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts oder die besondere Bedeutung eines Gebietes für die Erholung zu gewähr-
leisten. 

Dieses Erfordernis ist auch heute ohne Zweifel noch gegeben. Die fraglichen Flächen sind unmittelbar umgeben 
von Naturschutzgebieten internationaler Bedeutung (FFH). Es ist erklärter Wille des Rates der Stadt Mönchen-
gladbach und der Verwaltung, nach Abriss der alten Gebäude zumindest die Randbereiche der Konversionsflä-
chen, die an die recht schmalen Naturschutzgebiete grenzen, u.a. im Rahmen von Kompensationsmaßnahmen für 
Eingriffe in Natur und Landschaft im Stadtgebiet im Sinne des Naturschutzes zu gestalten und zu entwickeln. Als 
Puffer für die sehr sensiblen Feuchtgebiete gegenüber späteren Nutzungen der Konversionsf lächen, deren Art und 
Ausmaß noch nicht erkennbar sind, sind solche Überlegungen in ökologischer und rechtlicher Hinsicht (Ver-
schlechterungsverbot bezüglich der FFH-Gebiete) sinnvoll und notwendig.  

Auch die Verbandsgemeinde des Naturparks Schwalm-Nette hat zuletzt am 29.10.2014 in ihrem Workshop zur 
Zukunft des Naturparks die besondere Bedeutung des Naturparks, der an die fraglichen Landschaftsschutzflächen 
unmittelbar angrenzt, für die Erholung hervorgehoben und ihre Absicht kundgetan, in diesem Bereich eine Ver-
flechtung von Natur und Landschaft mit Beispielcharakter im ökologischen Sinne zu entwickeln.  

Bezüglich der beabsichtigten Installation eines Rockevents („Rock am Ring“ – Nachfolge) in und an den Konver-
sionsflächen hat das in diesem Zusammenhang erstellte ökologische Gutachten gezeigt, welches großes Potential 
an Lebensräumen und bereits nachgewiesenen bzw. vermuteten Arten (vgl. Anlage) die fraglichen Flächen und ih-
re Randbereiche einerseits bergen, zugleich hat das Gutachten auch die vielen Gefahren und Probleme aufgezeigt, 
die je nach Nutzung hier zu befürchten sind.  
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Insofern ist ein besonderer Schutz der fraglichen Flächen vor dem Hintergrund der oben genannten Bedeutung, 
der erklärten Ziele und Erfordernisse in diesem Landschaftsraum unbedingt erforderlich. 

Das zweifellos vorhandene öffentliche Interesse am besonderen Schutz der fraglichen Flächen soll nun abgewo-
gen werden gegen das ebenfalls vorhandene öffentliche Interesse, auf einem Teil der Flächen, die ihrerseits nicht 

vom Landschaftsschutz betroffen sind, eine Erstaufnahmeeinrichtung für Asylbewerber einzurichten.  

Da fragt man sich: Wo ist das Problem? 

Auch bisher, also während der militärischen Nutzung in der Vergangenheit, wurden die bebauten und unbebauten 
Flächen mehr oder weniger intensiv genutzt und bewohnt. Eine Kollision oder Nutzungskonflikte wurden dort 
bisher offensichtlich nicht gesehen. Worin sollten diese nun bestehen? 

Weiterhin ist zu bedenken, dass die Erstaufnahmeeinrichtung, die nach offiziellen Angaben nicht dauerhaft dort 
installiert werden soll, durchaus eine Befreiung von Ge- und Verboten der Landschaftsschutzverordnung gem. 
§67 BNatSchG erfahren kann, wenn dies überhaupt notwendig sein sollte. So würde zum Zeitpunkt, an dem eine 
solche Einrichtung nicht mehr benötigt wird, der Landschaftsschutz weiter greifen. 

 

Ein Abwägungserfordernis wird hier also nicht gesehen und gegen die Aufhebung des Landschaftsschutzes spre-
chen viele gewichtige Gründe des Natur- und Landschaftsschutzes. 

Wir möchten Sie bitten, dies auch gegenüber dem Initiator des Aufhebungsverfahrens deutlich zu machen. 

Mit freundlichen Grüßen 

        

 

Bev ollmächtigter des Landesv erbandes 

zur Abgabe v on Stellungnahmen nach  
§ 60 BNatSchG. 

 

 

 

Anlagen 
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§ 26 BNatSchG       Landschaftsschutzgebiete 

(1) Landschaftsschutzgebiete sind rechtsverbindlich festgesetzte Gebiete, in denen ein besonderer Schutz von Natur und Landschaft erforderlich ist   

1. 

zur Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalt s oder der Regenerationsfähig-
keit und nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Naturgüter, einschließlich des Schutzes von Lebensstätten und Lebensräumen bestimmter wild 
lebender T ier- und Pflanzenarten, 

2. 

wegen der Vielfalt , Eigenart und Schönheit oder der besonderen kulturhistorischen Bedeutung der Landschaft oder 

3. 
wegen ihrer besonderen Bedeutung für die Erholung. 

(2) In einem Landschaftsschutzgebiet sind unter besonderer Beachtung des § 5 Absatz 1 und nach Maßgabe näherer Bestimmungen alle Handlungen 
verboten, die den Charakter des Gebiets verändern oder dem besonderen Schutzzweck zuwiderlaufen. 

 

§ 73 LG NW   Überleitung bestehender Verordnungen 

Verordnungen über die Ausweisung von Naturschutzgebieten, Naturdenkmalen und Landschaftsschutzgebieten und die entsprechenden Eintragungen in das Landesnatur-

schutzbuch und in das Naturdenkmalbuch auf Grund der §§ 12, 13 und 18 des Reichsnaturschutzgesetzes vom 26. Juni 1935 (RGS. N W. S. 156), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 3. Dezember  1974 (GV. NRW. S. 1504), sowie der §§ 6, 7 und 13 der Verordnung zur Durchführung des Reichsnaturschutzgesetzes vom 31. Oktober 1935 (RGS. 

NW. S. 159) bleiben bis zum Inkrafttreten des Landschaftsplans oder einer ordnungsbehördlichen Verordnung gemäß § 42a in Kraft.  

Die Verordnungen können aus wichtigen Gründen des öffentlichen Interesses durch ordnungsbehördliche Verordnung der hö-

heren Landschaftsbehörde ganz oder teilweise aufgehoben oder geändert werden. § 32 Abs. 1 Satz 3 des Ordnungsbehördenge-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Mai 1980 (GV. NRW. S . 528) findet für die nach Satz 1 aufrechterhaltenen 

Verordnungen keine Anwendung. 

§ 67 BNatSchG    Befreiungen 

(1) Von den Geboten und Verboten dieses Gesetzes, in einer Rechtsverordnung auf Grund des § 57 sowie nach dem Naturschutzrecht der Länder kann 
auf Antrag Befreiung gewährt werden, wenn  

1. 

dies aus Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich solcher sozialer und wirtschaftlicher Art, notwendig ist  oder 

2. 
die Durchführung der Vorschriften im Einzelfall zu einer unzumutbaren Belastung führen würde und die Abweichung mit den Belangen von 
Naturschutz und Landschaftspflege vereinbar ist . 

Im Rahmen des Kapitels 5 gilt  Satz 1 nur für die §§ 39 und 40, 42 und 43. 

(2) Von den Verboten des § 33 Absatz 1 Satz 1 und des § 44 sowie von Geboten und Verboten im Sinne des § 32 Absatz 3 kann auf Antrag Befreiung 
gewährt werden, wenn die Durchführung der Vorschriften im Einzelfall zu einer unzumutbaren Belastung führen würde. Im Fall des Verbringens von 
Tieren oder Pflanzen aus dem Ausland wird die Befreiung vom Bundesamt für Naturschutz gewährt. 

(3) Die Befreiung kann mit Nebenbestimmungen versehen werden. § 15 Absatz 1 bis 4 und Absatz 6 sowie § 17 Absatz 5 und 7 finden auch dann An-
wendung, wenn kein Eingriff in Natur und Landschaft im Sinne des § 14 vorliegt. 
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aus:   Michael Straube  

Vorstudie Artenschutz für die Planung & Gen ehmigung eines Op en-Air- Festivals im J ahr 2015 im ehemaligen JH Q in Mönchengladbach-Rh eindalen  

Wegb erg, 2014 


